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FACHRUNDSCHREIBEN
Nr.: 23/2009

vom:
12.11.2009

Familienleistungsausgleich

Kindergeld-Anrechnung bei barunterhaltspflichtigen Elternteilen
in Mangelfällen

Sehr geehrte Damen und Herren,
mit Fachrundschreiben Nr. 06/2005 hatten wir Sie letztmals zu der oben genannten steuerlichen Problematik bei Mangelfällen informiert.

Ein unterhaltsrechtlicher Mangelfall liegt vor, wenn das Einkommen des Verpflichteten nicht ausreicht, seinen eigenen Bedarf und den der gleichrangigen Unterhaltsberechtigten zu decken. Nach dem bis 31.12.2007 geltenden Unterhaltsrecht wurde im Mangelfall bei dem barunterhaltspflichtigen Elternteil weniger als die Hälfte des Kindergeldes auf die Barunterhaltsverpflichtung angerechnet (§ 1612 b Abs. 5 BGB a. F.), während bei der Vergleichsrechnung nach § 31 EStG stets das halbe Kindergeld der Steuerminderung aus dem Abzug der (halben) Freibeträge für Kinder (§ 32 Abs. 6 EStG) gegenübergestellt wird.

Durch das Gesetz zur Änderung des Unterhaltsrechts (Unterhaltsrechtsänderungsgesetz - UÄndG; BGBl. I 2007, 3189) ist § 1612b Abs. 5 BGB, der die Kindergeld-Anrechnung im Mangelfall regelte, mit Wirkung ab 01.01.2008 weggefallen. Diese Rechtsänderung ist angesichts des im Folgenden erläuterten Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts jedoch ohne steuerliche Bedeutung.

Mit Beschluss vom 13. Oktober 2009 – 2 BvL 3/05  (vorgehend: Vorlagebeschluss des BFH vom 30.11.2004, VIII R 51/03, nunmehr III R 94/03) entschied das Bundesverfassungsgericht, es sei verfassungsmäßig, wenn in einem unterhaltsrechtlichen Mangelfall das halbe Kindergeld der festzusetzenden Einkommensteuer auch dann hinzugerechnet wird, wenn die Unterhaltszahlung für das Kind um weniger als die Hälfte des Kindergeldes gemindert worden war.

In dem der Entscheidung zu Grunde liegenden ESt-Bescheid (VZ 2001) waren als Ergebnis der Vergleichsrechnung für zwei Kinder die (halben) Kinderfreibeträge abgezogen und im Gegenzug jeweils das halbe Kindergeld der festzusetzenden Einkommensteuer hinzugerechnet worden.

Der o. g. Beschluss des Bundesverfassungsgerichts hat auch Bedeutung in den Fällen, in denen als Ergebnis der Vergleichsrechnung im ESt-Bescheid keine (halben) Freibeträge für Kinder abgezogen werden, weil das stets anzusetzende halbe Kindergeld höher ist als die Steuerminderung aus dem Abzug der Freibeträge.

Demzufolge ist der Ansatz des halben Kindergeldes bei der Vergleichsrechnung und der danach gegebenenfalls unterbleibende Abzug der (halben) Freibeträge für Kinder ebenso verfassungsmäßig.

Praxishinweise:
Aufgrund des BVerfG-Beschlusses vom 13.10.2009 brauchen unseres Erachtens in den Mangelfällen keine Einsprüche mehr eingelegt werden.
Bisher bereits eingelegte Einsprüche können – falls das Finanzamt dazu auffordert – zurückgenommen bzw. das Einspruchsbegehren kann entsprechend eingeschränkt werden.
Mit freundlichen Grüßen
Erich Nöll
Geschäftsführer
Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine e.V.









